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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, welche ein
schweizerisches Rahmengesetz für kommerziell angebotene Risikoaktivitäten im
Outdoorbereich sowie das Bergführerwesen verlangt. Namentlich Unfälle bei
gewerbsmässig durchgeführten Flussfahrten (River-Rafting) und Schluchtbegehungen
(Canyoning) hatten das Bedürfnis nach einer einheitlichen Regelung geweckt.
Wichtigstes Element des neuen Gesetzes sollen klare Anforderungen an den
Ausbildungsstand der Führer sein. Dieser neue eidgenössische Standard ist nach
Ansicht des Initianten auch deshalb wichtig, weil mit der Einführung der
Personenfreizügigkeit jede Person mit einem von der EU anerkannten Führerausweis
derartige Aktivitäten in der Schweiz wird anbieten können. Der Antrag der
vorberatenden Nationalratskommission, auf ein Rahmengesetz zu verzichten und vom
Bund aus nur die Bemühungen der Branchenverbände um einheitliche
Sicherheitsbestimmungen zu koordinieren und zu unterstützen, fand im Plenum keine
Mehrheit. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Entgegen dem Antrag der vorberatenden Kommission wurde einer parlamentarischen
Initiative Grobet (-, GE), die insbesondere ein Verbot der Tabakwerbung sowie
Massnahmen für den Konsumentenschutz verlangte, mit 92 zu 85 Stimmen knapp keine
Folge gegeben. Die von Gewerbeverbandsdirektor Triponez (fdp, BE) angeführten
Gegner machten geltend, Werbeverbote würden Grundrechte verletzen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2003
MARIANNE BENTELI

Auf Bundesebene will das Parlament allenfalls das Heft selber in die Hand nehmen, falls
der Bundesrat nicht von sich aus aktiv wird. Im April gab die SGK-NR einer
parlamentarischen Initiative Gutzwiller (fdp, ZH) Folge, die Massnahmen zum Schutz
der Bevölkerung und der Wirtschaft vor dem Passivrauchen verlangt, insbesondere in
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen, in der öffentlichen Verwaltung, an den
Arbeitsplätzen und in Räumen und Verkehrsmitteln, die für den freien Zugang
beziehungsweise für die Nutzung durch die Allgemeinheit bestimmt sind. Wie es das
neue Parlamentsgesetz verlangt, erklärte sich die Schwesterkommission des
Ständerates vor der vertieften Behandlung eines Entwurfs mit dem Vorhaben
grundsätzlich einverstanden. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2005
MARIANNE BENTELI

2004 hatte Nationalrat und Präventivmediziner Gutzwiller (fdp, ZH) eine
parlamentarische Initiative eingereicht mit der Forderung einer bundesweit
einheitlichen Regelung eines Rauchverbots in geschlossenen Räumen, die der
Öffentlichkeit zugänglich sind. Nach zweijähriger Vorbereitung schlug die SGK-N nun
ein spezielles Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen vor, welches auch die
Zustimmung des Bundesrates fand. Die Kommissionssprecherin unterstrich den
Paradigmenwechsel der Vorlage: Statt der Freiheit des Rauchens werde die Freiheit des
Nichtrauchens ins Zentrum gerückt. Die Regelung sei verhältnismässig und aus
gesundheits- und präventionspolitischen Gründen erforderlich. Das Eintreten auf die
Vorlage wurde von einer Kommissionsminderheit, vertreten durch Bortoluzzi (svp, ZH),
bekämpft. Wenn ein zugelassenes Produkt wie der Tabak für Dritte derart gefährlich sei,
müsste es eigentlich ganz verboten werden, meinte er. Weiter sei die Vorlage
eigentums- und KMU-feindlich. Die Minderheit wurde unterstützt von der SVP-Fraktion
und einer Mehrheit der FDP-Fraktion. So wehrte sich Huber (fdp, UR) gegen staatliche
Bevormundung und betonte das liberale Prinzip von Freiwilligkeit und
Selbstverantwortung auch in dieser Frage. Für die SP lobte Schenker (BS) hingegen den
Kommissionsvorschlag als wichtigen Schritt zum Schutz vor dem Passivrauchen,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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insbesondere auch für das Servicepersonal, das vielfach unfreiwillig dem Tabakrauch in
Restaurants ausgesetzt sei. Mit 111 zu 64 Stimmen beschloss der Rat Eintreten auf die
Gesetzesvorlage. 

In der Detailberatung drehte sich die Diskussion vor allem um die Ausnahmeregelungen
im Bereich der Gastrobetriebe. Hier setzte sich die Kommissionsminderheit mit 95 zu
77 Stimmen durch. Demnach ist das Rauchen in abgetrennten, speziell
gekennzeichneten Räumen mit ausreichender Belüftung generell erlaubt, auch wenn
dort Angestellte arbeiten. Die Kommission hatte lediglich unbediente „Fumoirs“
zulassen wollen. Weiter können Gastrobetriebe und Nachtlokale auf Bewilligung hin als
gekennzeichnete Raucherbetriebe geführt werden. Die Bewilligung wird erteilt, wenn
„eine Trennung von Raucher- und Nichtraucherräumen nicht möglich oder unzumutbar
ist“. Damit, so Minderheitssprecher Borer (svp, SO), bleibe man eine tolerante
Gesellschaft, in der die eine Seite auf die andere Rücksicht nimmt und die
gegenseitigen Bedürfnisse akzeptiert werden. Die Fraktionen von SP und Grünen
warnten vergeblich, dass mit diesen Ausnahmen das Gesetz und der
Arbeitnehmerschutz unterlaufen werden. Unterstützt wurden die Anträge der
Minderheit von den Fraktionen der SVP, der FDP und der CVP. Betreffend
Arbeitnehmerschutz vertrat Engelberger (fdp, NW) die Meinung, dass niemand in einem
Raucherbetrieb arbeiten müsse, wenn er nicht wolle. Ausnahmen für
Einzelarbeitsplätze sowie wohnungsähnliche Einrichtungen (z.B. geschlossene
Abteilungen psychiatrischer Kliniken, Strafvollzugsanstalten etc.) waren schon im
Kommissionsentwurf vorgesehen und wurden nicht bestritten. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 109 zu 52 Stimmen angenommen. 4

Eine parlamentarische Initiative Huguenin (pda, VD) verlangte ein
gesamtschweizerisches Verbot der Tabakwerbung und des Verkaufs von
Tabakprodukten an Jugendliche unter 18 Jahren. Ziel der Initiative war es, mit diesen
Gesetzesänderungen die Voraussetzungen zu erfüllen, um möglichst bald das WHO-
Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des Tabakgebrauchs ratifizieren zu können.
Die SGK des Nationalrates verlangte mit 11 zu 7 Stimmen der Initiative keine Folge zu
leisten. Aus Sicht der bürgerlichen Kommissionsmehrheit bestand kein Grund, die
Initiative anzunehmen, da ihre Umsetzung vom Bundesrat bereits initiiert worden war.
Der Nationalrat folgte der Kommissionsmehrheit und lehnte die parlamentarische
Initiative mit 63 zu 90 Stimmen ab. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2008
LINDA ROHRER

Im Ständerat war das Eintreten auf das im Vorjahr vom Nationalrat beschlossene
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen unbestritten. Die Kommission verhehlte
aber nicht, dass sich die Begeisterung für das neue Gesetz in Grenzen hielt. Dem
Wunsch der Bevölkerungsmehrheit nach einem rigorosen Nichtraucherschutz würde
gemäss der Kommission des Ständerates erst mit einer Verschärfung des Vorschlages
des Nationalrates im Bereich der bedienten Fumoirs, der eingeschränkten Zulassung
von Raucherbetrieben und der Ermöglichung von strengeren kantonalen Vorschriften
Rechnung getragen. Bei der Frage der Fumoirs standen sich drei Vorschläge gegenüber.
Eine Kommissionsminderheit Gutzwiller (fdp, ZH) wollte dem Bundesrat folgen und nur
unbediente Raucherräume zulassen. Eine weitere Kommissionsminderheit David (cvp,
SG) schlug vor, bediente Raucherräume ausnahmsweise zu ermöglichen, wenn die dort
Beschäftigten dem ausdrücklich zustimmen. Die Kommissionsmehrheit hingegen
verlangte ebenfalls das Einverständnis der Angestellten, wollte diese Raucherräume
aber in allen Wirtschaftsbereichen ermöglichen und nicht nur in Restaurant- und
Hotelbetrieben. Mit 22 zu 18 Stimmen obsiegte der Vorschlag David. Bei der Frage der
Zulassung von Raucherbetrieben hatte der Nationalrat im Gastgewerbe solche Betriebe
ausnahmsweise ermöglichen wollen, wenn eine Unterteilung der Räume für Raucher
und Nichtraucher "nicht möglich oder unzumutbar" sei. Die Kommissionsmehrheit des
Ständerates schlug vor, den Begriff "unzumutbar" zu streichen und eine
Kommissionsminderheit Forster-Vannini (fdp, SG) wollte generell keine
Raucherbetriebe zulassen und bekam mit 23 zu 16 Stimmen Zustimmung aus dem
Ständerat. Dieser folgte zudem seiner Kommission, indem er im Gesetz explizit
erwähnen wollte, dass die Kantone strengere Vorschriften beschliessen können. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 25 zu 9 Stimmen an.

In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat in der Frage der Raucherbetriebe an
seiner früheren Fassung fest, wonach diese bewilligt werden, wenn eine Trennung in
Raucher- und Nichtraucherräume nicht möglich oder zumutbar ist. Weiter hielt der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
LINDA ROHRER
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Nationalrat an abgetrennten Raucherräumen für alle Wirtschaftsbereiche fest, kam
aber dem Ständerat insofern entgegen, als dass das Personal in diesen Fumoirs nur
dann zur Arbeit herangezogen werden kann, wenn die Beschäftigten via Arbeitsvertrag
ihr Einverständnis dazu gegeben haben. Eine rot-grüne Minderheit wehrte sich zwar
gegen die Anträge der Kommission, konnte sich jedoch auch nach einer längeren,
emotional geführten Debatte nicht durchsetzen. Den vom Ständerat hinzugefügten
Artikel, wonach die Kantone beim Nichtraucherschutz strengere Vorschriften erlassen
können, akzeptierte der Nationalrat mit 100 zu 82 Stimmen. Ferner stimmte er einer
zweijährigen Übergangsfrist für die Umsetzung des Rauchverbotes zu. Der Ständerat
hielt daran fest, dass bediente Fumoirs nur im Bereich der Restaurants und Hotels
zulässig sind. Er beharrte auch auf dem Verbot von reinen Raucherbetrieben. Die
Übergangsfrist wollte der Ständerat nicht festlegen und es dem Bundesrat überlassen,
das Inkrafttreten zu bestimmen. Der Nationalrat folgte bei der Frage der bedienten
Fumoirs dem Ständerat. In Sachen reine Raucherbetriebe entschied sich der
Nationalrat sehr knapp, mit 89 zu 88 Stimmen, für die Zulassung dieser Betriebe. Bei
der Frage der Übergangsfrist schwenkte der Nationalrat auf die Position des
Ständerates ein. In der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat
mit dem Stichentscheid des Präsidenten, einen Kompromiss in Bezug auf die Frage der
Raucherlokale und schlug vor, diese bis zu einer Gesamtfläche von 80 Quadratmetern
zu erlauben.

Die daraufhin notwendig gewordene Einigungskonferenz beantragte mit 17 zu 9
Stimmen den Vorschlag des Ständerates zu übernehmen, was von beiden Kammern
gutgeheissen wurde. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das Gesetz mit
105 zu 61 Stimmen an und der Ständerat mit 31 zu 9 Stimmen. Die Opposition kam von
linker Seite, der das Gesetz zu wenig weit ging. 6

Anfang Mai 2010 wird das 2008 vom Parlament gutgeheissene neue Bundesgesetz zum
Schutz vor Passivrauchen in Kraft treten. Der Bundesrat erliess im Berichtsjahr eine
Ausführungsverordnung. Das neue Regelwerk gibt beim Nichtraucherschutz einen
nationalen, einheitlichen Mindeststandard vor. Die Kantone sind jedoch ermächtigt,
darüber hinauszugehen und strengere Vorschriften zum Schutz der Gesundheit zu
erlassen. In Basel-Land akzeptierten die Bürgerinnen und Bürger mit einer Mehrheit
von 65% eine Volksinitiative für ein Rauchverbot in Restaurants und anderen
öffentlichen Räumen. In den Kantonen St. Gallen und Uri lehnten die
Stimmberechtigten Lockerungen der bestehenden Rauchverbote in Restaurants ab. Im
Kanton Genf nahmen sie die Ausführungsgesetzgebung zu der im Vorjahr
angenommenen Volksinitiative zum Schutz vor dem Passivrauchen an. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2009
LINDA ROHRER

Am 1. Mai trat das Bundesgesetz über den Schutz vor dem Passivrauchen, welches
2008 vom Parlament gutgeheissen worden war, in Kraft. Die Kantone durften strengere
Gesetze erlassen und hatten davon häufig Gebrauch gemacht. Bei der Ausgestaltung
und der Durchsetzung dieser Rauchverbote zeigten sich daher grosse regionale
Unterschiede. Die Romandie handhabte den Nichtraucherschutz generell am
restriktivsten. Durch das neue Gesetz kam es in der Hälfte aller Kantone zu
Umstellungen, wobei 10 Kantone die Minimalvariante des Bundes übernahmen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.05.2010
LUZIUS MEYER

Die SGK-NR reichte Ende August 2020 eine parlamentarische Initiative zur
Verlängerung der Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG von vier auf acht
Jahre ein. Diese sah vor, dass Tabakwaren bis zum Erlass eines spezifischen
Tabakproduktegesetzes (BRG 15.075) den Bestimmungen des früheren LMG unterliegen
sollen. Mit ihrem Vorstoss wollte die Kommission entsprechend das Entstehen eines
Gesetzesvakuums umgehen. Die SGK-SR stimmte ihrer Schwesterkommission Anfang
September 2020 zu. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im Oktober 2020 beschloss die SGK-NR mit 19 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ihren
Entwurf zur Verlängerung der Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG von vier
auf acht Jahre an den Nationalrat zu überweisen. Ihre Schwesterkommission nahm den
Erlassentwurf im Folgemonat vorbehaltlich der Beschlüsse der grossen Kammer
einstimmig an. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Bundesrat pflichtete in seiner Stellungnahme von Mitte November 2020 dem Ziel
der parlamentarischen Initiative der SGK-NR bei, mit der eine Verlängerung der
Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG erreicht werden soll. Da die
Übergangsregelung am 30. April 2021 auslaufe, das neue Tabakproduktegesetz (TabPG)
bis tags darauf aber noch nicht in Kraft getreten sei, würden die Tabakprodukte ab 1.
Mai 2021 keiner Regelung mehr unterliegen und dürften in der Folge gemäss PrSG nicht
mehr in Umlauf gebracht werden. Mit der Verlängerung der Übergangsregelung soll
diese Rechtslücke verhindert werden.
In der darauffolgenden Wintersession wurde das Geschäft in beiden Räten behandelt.
Yvonne Feri (sp, SG) betonte als Kommissionssprecherin im Nationalrat, der Vorlage
müsse noch während der laufenden Session von beiden Kammern grünes Licht gegeben
werden, um das Auslaufen der Frist zu verhindern. Erich Ettlin (cvp, OW) tat es ihr als
Sprecher der SGK-SR im Ständerat gleich, währenddem er noch einmal erklärte, dass
das TabPG bis im Mai 2021 noch nicht in Kraft treten könne, weil es unter anderem
aufgrund der Rückweisung eines ersten Entwurfs an den Bundesrat 2016 zu
Verzögerungen gekommen sei.
Angesichts der Umstände war es denn auch keine Überraschung, dass beide Räte auf
die Vorlage eintraten und den Gesetzesentwurf sowohl in der Gesamtabstimmung als
auch in der Schlussabstimmung einstimmig annahmen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.11.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Gegen den Antrag der vorberatenden Kommission, welche Lösungen auf freiwilliger
Basis bevorzugt hätte, gab der Nationalrat mit 79 zu 66 Stimmen einer
parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, die ein Rahmengesetz für
Risikosportaktivitäten verlangt. Der Initiant machte erfolgreich geltend, es brauche
eine gesetzliche Regelung, um die schwarzen Schafe der Branche auszugrenzen. Das
Seco sprach sich in einem Bericht zum Tourismus in der Schweiz ausdrücklich für eine
nationale Regelung aus; der Kanton Bern möchte dagegen auf ein von ihm entwickeltes
freiwilliges Label setzen, das er den Veranstaltern schweizweit anbieten möchte. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Maspoli (lega, TI) zur finanziellen Unterstützung des
Spitzensports in den Bereichen Fussball, Eishockey und Basketball wurde auf
einhelligen Antrag der Kommission, die wettbewerbsverzerrende Effekte befürchtete,
vom Nationalrat diskussionslos abgelehnt. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MARIANNE BENTELI

Gegen den vehementen Widerstand der Grünen, welche das Ganze als
unverantwortliche Spielerei bezeichneten, nahm der Nationalrat mit 88 zu 75 Stimmen
eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) für eine Aufhebung des
geltenden Verbots für Autorennen auf Rundstrecken in der Schweiz an. SP- und GP-
Fraktion lehnten geschlossen ab, eine Mehrheit der bürgerlichen Fraktionen sprach
sich dafür aus, insbesondere jene von FDP und SVP, bei denen es jeweils nur zwei
ablehnende Stimmen gab. Fachleute stuften allerdings die Wahrscheinlichkeit, dass
jemals ein Formel-1-Rennen in der Schweiz durchgeführt werden könnte, als äusserst
gering ein. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MARIANNE BENTELI

Mit einer 2004 von der grossen Kammer unterstützten parlamentarischen Initiative
hatte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) gegen den geschlossenen Widerstand von GP
und SP die Unterstützung des Plenums für eine Wiedereinführung von Formel-1-
Autorennen in der Schweiz erreicht. Im Berichtsjahr nun ging es um die konkrete
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, mit welcher das heute geltende Verbot für
Rundstreckenrennen aufgehoben werden sollte. In seinem Eintretensvotum bedauerte
der Sprecher der Kommission die insgesamt negative Stellungnahme des Bundesrates,
welche gewissermassen die Argumente der früheren Minderheit aufnehme; zudem

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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fokussiere er auf Formel-1-Rennen, während es in Wirklichkeit um eine mögliche
Zulassung von Rundstreckenrennen im weiteren Sinn gehe. FDP und SVP unterstützten
die Vorlage, SP, GP und EVP votierten ebenso geschlossen dagegen; in der
Gesamtabstimmung wurde sie mit 96 zu 81 Stimmen gutgeheissen. Eine Mehrheit des
Ständerates war dann aber der Ansicht, es handle sich hier um eine vollkommen
unnötige Vorlage, die, wie selbst die Befürworter anerkannten, kaum konkrete
Auswirkungen haben dürfte; das Parlament habe dringendere Probleme zu lösen als die
Gesetzgebung auf allfällig überholte Verbote hin zu durchforsten. Ganz knapp mit 21 zu
20 Stimmen entsorgte die kleine Kammer deshalb den Vorstoss durch Nichteintreten. 15

Le Conseil national a adopté par 95 voix contre 69 trois initiatives parlementaires
Wobmann (udc, SO), Wasserfallen (plr, BE) (Iv. Pa. 10.497) et de Buman (pdc, FR) (Iv. Pa.
10.499) modifiant la loi fédérale sur la circulation routière afin de lever l’interdiction
d’effectuer des courses sur circuit avec des véhicules automobiles. La commission a
recommandé d’adopter les motions estimant que la sécurité est désormais assurée
pour des courses publiques, que l’industrie de l’équipement automobile est importante
en Suisse et que ce type d’activité a un fort potentiel économique. Une forte minorité
s’y est opposée estimant que le territoire suisse possède peu de terrains
inconstructibles, que les tests industriels peuvent déjà être pratiqués en Suisse et que
ce type d’activité est une atteinte à l’environnement. Le Conseil des Etats les a toutes
rejetées par 20 voix contre 13 sur recommandation de sa commission et malgré une
proposition de minorité Imoberdorf (pdc, VS). Il avait auparavant rejeté par 23 voix
contre 12 une initiative parlementaire Fournier (pdc, VS) de même teneur. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Silva Semadeni (sp, GR) die Ergänzung des
Artikels 17 des SpoFög durch das fakultative Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund. Damit griff sie die Debatte auf, die
sie zum Projekt Sion 2026 im Nationalrat lanciert hatte. Es solle eine klare Ausgangslage
für künftige Olympische Spiele geschaffen werden, so die Initiantin. Sie zweifle die
nationale Bedeutung Olympischer Spiele nicht an, trotzdem bedürfe es nicht nur der
Zustimmung der betroffenen Gemeinden und Kantone, sondern auch der
Unterstützung der ganzen Schweizer Bevölkerung. Durch das fakultative Referendum
gewännen zudem allfällige, in Zukunft stattfindende umstrittene Olympische Spiele in
der Schweiz an demokratischer Legitimation. 
Ende Juni 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative.
Während die Mehrheit der Kommissionsmitglieder dem Geschäft mit der Begründung
zustimmte, solche kostspieligen Anlässe erforderten die Zustimmung der gesamten
Bevölkerung, unterstützte eine Minderheit den Vorstoss nicht, da die Schweiz durch
diese zusätzliche Hürde und ihre organisatorischen Folgen gegenüber konkurrierenden
Ländern benachteiligt würde. Mit 15 zu 7 Stimmen sprach sich die Kommission für die
parlamentarische Initiative aus. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission gab die WBK-SR der parlamentarischen
Initiative Semadeni (sp, GR) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund mit 9 zu 4 Stimmen keine Folge.
Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder war der Meinung, dass diese Praxis dazu
führen würde, dass bereits während der Sondierungsphase die Details des Projekts
geregelt werden müssten. Ferner würde die Schweiz im Vergleich mit Bewerberstaaten
ohne fakultatives Referendum benachteiligt werden. Eine Kommissionsminderheit
vertrat hingegen die Ansicht, dass die Unterstützung der breiten Bevölkerung, welcher
es sich frühzeitig zu vergewissern gelte, für ein solches Vorhaben erforderlich sei. 18
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Im Sommer 2016 reichte Regula Rytz (gp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher sie das Vereinsrecht so anpassen wollte, dass Verbände mit hohen Umsätzen
und Vermögen, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen, nicht mehr als Vereine gelten
können. Rytz zielte mit ihrem Vorstoss insbesondere auf internationale
Sportgrossverbände mit Sitz in der Schweiz ab, wie zum Beispiel die UEFA, das IOC oder
die FIFA. Die FIFA etwa machte gemäss Rytz zwischen 2011 und 2015 einen Umsatz von
CHF 5.718 Mrd., wovon 52 Prozent in die Durchführung der Weltmeisterschaft 2014
investiert wurden, was gemäss der Initiantin als wirtschaftliches Projekt eingestuft
werden solle. Nur 20 Prozent des Umsatzes sei in Entwicklungsprojekte geflossen, was
gemäss Statuten der Hauptzweck der FIFA sei. Diese wirtschaftliche Ausrichtung der
FIFA und anderer Grossverbände verstosse gegen das im ZGB geregelte Vereinsrecht.
Deshalb forderte Rytz, dass grosse Verbände mit hohen Umsätzen und mehrheitlich
wirtschaftlichem Zweck nicht mehr als Vereine gemäss ZGB konstituiert werden dürfen
oder aber dass sie innerhalb des Vereinsrechts einer Spezialgesetzgebung unterstehen
sollten, gemäss der sie höher besteuert werden könnten.

Im Juni 2017 wurde die Initiative von der RK-NR geprüft. Die Kommission empfahl mit 17
zu 6 Stimmen, ihr keine Folge zu geben. Das Hauptproblem von grossen Sportverbänden
sei die Korruption und dagegen sei nicht einfacher vorzugehen, wenn die Rechtsform
der Organisation geändert werde: Die bestehenden Vorschriften betreffend
Buchführung und Rechnungslegung seien für Vereine praktisch die gleichen wie für
Aktiengesellschaften. Stattdessen sollten bereits bestehende Instrumente zur
Korruptionsbekämpfung besser ausgeschöpft werden. Zudem sah die Kommission eine
rechtliche Abgrenzungsschwierigkeit im Begriff «Grossverbände». So würden viele
umsatzstarke Berufsverbände ebenfalls unter die neue Norm fallen, obwohl Rytz'
Initiative nicht auf diese abziele. Daraufhin zog Rytz ihren Vorstoss zurück. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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SAMUEL BERNET
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